Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/808 


Der Bundesminister der Finanzen 
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Bonn, den 5. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Fristgerechte Einbringung des Haushalts 1967 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/729 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 21. Juni 1966 
beantworte ich wie folgt: 


1. Warum ist es der Bundesregierung entgegen den Vorschriften 
der Reichshaushaltsordnung und entgegen ihren bisherigen Ab- 
sichten nicht möglich, den Entwurf für den Bundeshaushalts- 
plan 1967 fristgerecht den gesetzgebenden Körperschaften zu- 
zuleiten? 


Nach § 22 der Reichshaushaltsordnung soll der Regierungsent- 
wurf des Haushaltsplans dem Bundesrat bis zum 1. Juli vor 
Beginn des Rechnungsjahres, für welches der Plan gelten soll, 
zur Beratung im 1. Durchgang vorgelegt werden. Die Einhal- 
tung dieser Soll-Vorschrift setzt voraus, daß der Entwurf bis 
etwa Mitte Juni vom Kabinett verabschiedet werden kann. 
Dies war hinsichtlich des Bundeshaushaltsplans 1967 infolge 
der verspäteten Verabschiedung des Bundeshaushaltsplans 1966 
nicht möglich. 

Jeder Haushaltsplan beruht auf dem Haushaltsplan des Vor- 
jahres. Eine Beratung und Beschlußfassung über den Entwurf 
eines Haushaltsplans erfordert daher genaue Kenntnis der 
Einzelheiten des Bundeshaushaltsplans des vorangegangenen 
Jahres in seiner endgültigen Gestaltung. 

Der Bundeshaushaltsplan 1966, dessen Entwurf im Hinblick auf 
die Regierungsneubildung erst Anfang des Jahres dem Parla- 
ment zugeleitet werden konnte, ist am 27. Mai 1966 vom Deut- 
schen Bundestag und am 3. Juni 1966 vom Bundesrat verab- 
schiedet worden. Bei der Fülle des zu verarbeitenden Stoffes 
war es ausgeschlossen, in der verbleibenden kurzen Zeit' die 
Beschlußfassung über den Bundeshaushaltsplan 1967 nach 
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Durchführung der notwendigen Ressortverhandlungen und Ka- 
binettberatungen noch bis etwa Mitte Juni zum Abschluß zu 
bringen. Die Bundesregierung konnte deshalb den Regierungs- 
entwurf des Bundeshaushaltsplans 1967 nicht mehr vor der 
Sommerpause dem Parlament zuleiten. 


2. Sollen auch im Jahre 1967 zur Erreichung des Etatausgleichs auf 
Gesetz oder sonstigen Verpflichtungen beruhende Ausgaben 
durch ein Vorschaltgesetz wie z. B. dem Haushaltssicherungs- 
gesetz oder in anderer Weise eingeschränkt oder vertagt wer- 
den? Wenn ja, welche Ausgaben? 

3. Trifft es zu, daß innerhalb des Kabinetts noch keine Einigung 
über die Höhe der Bundeszuschüsse an den Rentenversiche- 
rungsträger und die Art ihrer Zahlung erzielt werden konnte, 
und wie steht die Bundesregierung zu dieser Frage? 

4. Welche Beträge sind im Etatentwurf 1967 für die Verbesserung 
der Kriegsopferversorgung vorgesehen? 

Nach der mittelfristigen Finanzvorausschau in dem vom Bun- 
desminister der Finanzen herausgegebenen Finanzbericht 1966 
(S. 93 ff.) sind für die Bundeshaushalte 1967 bis 1970 hohe 
Finanzierungslücken zu erwarten, die nur zu einem geringen 
Teil durch Kreditmarktmittel geschlossen werden können. Für 
1967 ist nach dem Stand vom 31. Januar 1966 eine Finanzie- 
rungslücke von 5,6 Milliarden DM geschätzt. 

Die in der Finanzvorausschau berücksichtigten Ausgaben be- 
ruhen im wesentlichen auf einer Fortschreibung bestehender 
Ausgabepositionen, die sich aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen ergibt. Sie enthalten noch keine Aufwendungen für 
neue Maßnahmen, wie z. B. für die von der Bundesregierung 
im Grundsatz beschlossene Neuordnung der Kriegsopferver- 
sorgung, für die notwendige Intensivierung der Förderung von 
Wissenschaft und Forschung, für neue Maßnahmen im Hinblick 
auf die Strukturveränderungen in der Energiewirtschaft (Berg- 
bau). Hierdurch werden sich die in der Finanzvorausschau 
nachgewiesenen Finanzierungslücken noch vergrößern. 

Zur Lösung der sich hieraus ergebenden Probleme hat die Bun- 
desregierung eine Kabinettkommission zur Erstellung einer 
mittelfristigen Haushaltsgestaltung ernannt, die in Erfüllung 
des vom Parlament in der Präambel zum Haushaltssicherungs- 
gesetz erteilten Auftrags die notwendigen Vorschläge zur Festi- 
gung der Bundesfinanzen im Rahmen einer mehrjährigen 
Dringlichkeitsordnung zu machen hat. 

Wie schon früher angekündigt, werden zur Sicherung des Haus- 
haltsausgleichs und zur Ermöglichung der Durchführung unab- 
weisbarer neuer Maßnahmen von finanzieller Tragweite ein- 
schneidende Eingriffe in die bestehende Ausgabenstruktur des 
Bundeshaushalts nicht zu umgehen sein. 
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Die Vorstellungen und Überlegungen der Kabinettkommission, 
in die auch die finanziellen Auswirkungen der Verbesserung 
der Kriegsopferversorgung und die Art und Weise der Zahlung 
der Bundeszuschüsse an die Rentenversicherungsträger einbe- 
zogen sind, werden der Bundesregierung im Zusammenhang 
mit der Entscheidung zum Bundeshaushaltsplan 1967 zur ab- 
schließenden Prüfung unterbreitet. Eine Mitteilung von Einzel- 
heiten muß bis zur Beschlußfassung des Kabinetts zurückgestellt 
bleiben. Im übrigen ist bei der Verabschiedung des Dritten 
Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes die Bundesregierung 
davon ausgegangen, daß die allgemeinen Bundeszuschüsse 
nicht gekürzt werden. 


5. Welcher Prozentsatz ist für den Bundesanteil an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer für 1967 zugrunde gelegt worden? 

Durch das Erste Gesetz zur Änderung des Beteiligungsverhält- 
nisses an der Einkommen- und Körperschaftsteuer vom 11. März 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 137) ist der Bundesanteil am Auf- 
kommen der Einkommen- und Körperschaftsteuer für die Haus- 
haltsjahre 1964 bis 1966 auf 39 v. H. festgeiegt worden. Dieses 
Gesetz beruht auf einem Kompromißvorschlag des Vermitt- 
lungsausschusses, dem die Mehrheit des Deutschen Bundestages 
nur unter der ausdrücklich erklärten Voraussetzung zugestimmt 
hat, daß nach Ablauf des Rechnungsjahres 1966 der Bundes- 
anteil von 39 v. H. weitergilt, bis ein neues Gesetz einen 
anderen Hundertsatz bestimmt. 

Die Bundesregierung hält den Bundesanteil von 39 v. H. auch 
unter Berücksichtigung der neueren Entwicklung für zwingend 
begründet. Der Bund muß in der Lage bleiben, die ihm zufallen- 
den Aufgaben sachgerecht zu erfüllen. Die Beibehaltung des 
Bundesanteils von 39 v. H. ist nach Auffassung der Bundesregie- 
rung bereits durch den festliegenden Ausgabebedarf aufgrund 
der geltenden Gesetze und Programme gerechtfertigt. Hinzu 
kommt, daß die Deckung des Bundeshaushalts im Hinblick auf 
den wachsenden Ausgabenbedarf für neue Ausgaben und die 
Erfüllung außerpolitischer Verpflichtungen auch bei einem Bun- 
desanteil von 39 v. H., wie oben erwähnt, großen Schwierig- 
keiten begegnet und einschneidende Maßnahmen erfordert. 

Demgegenüber zeichnet sich bei den Ländern, die ähnliche 
Haushaltsschwierigkeiten haben, eine Erleichterung dadurch 
ab, daß die Steuereinnahmen der Länder in 1966 und den fol- 
genden Jahren stärker ansteigen als die des Bundes. 

Angesichts dieser Sachlage ist bei den Überlegungen für den 
Haushalt 1967 der bisherige Bundesanteil an der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer von 39 v. H. zugrunde gelegt worden. 

Dahlgrün 
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